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1. Modernisierung des Besteuerungs-

verfahrens wird ab 2017 Realität 
 

Der Bundesrat hat am 17.6.2016 dem Gesetz 

zur Modernisierung des Besteuerungsverfah-

rens zugestimmt. Damit soll das Steuerverfah-

ren ab 2017 von der Steuererklärung über den 

Steuerbescheid bis hin zu einem möglichen 

Rechtsbehelf vollständig elektronisch erledigt 

werden können. Papierbelege – wie beispiels-

weise Spendenquittungen – müssen künftig 

nicht mehr eingereicht, sondern nur noch auf-

bewahrt werden. 

 

Wird eine Steuererklärung verspätet einge-

reicht, droht künftig ein Zuschlag. Der Ver-

spätungszuschlag beträgt für jeden angefange-

nen Monat der eingetretenen Verspätung 

0,25 % der festgesetzten Steuer. Er beträgt 

aber mindestens 25 € für jeden angefangenen 

Monat der Verspätung. Steuerpflichtige haben 

jedoch 2 Monate länger Zeit ihre Steuererklä-

rung einzureichen. 

 

Anmerkung: Zu den einzelnen Regelungen 

lesen Sie bitte auch den Beitrag Nr. 1 in der 

Juli-Ausgabe 2016. Vorab möchten wir darauf 

hinweisen, dass die Neuregelungen – insbe-

sondere die Verlängerung der Steuererklä-

rungsfrist für nicht beratene Steuerpflichtige 

von 5 auf 7 Monate – erst ab Veranlagungs-

zeitraum 2018 anzuwenden sind. 

 

2. Steuerliche Förderung von Elektro-

fahrzeugen beschlossen 
 

Mit dem Gesetz zur Förderung von Elektro-

mobilität im Straßenverkehr wird für den Kauf 

von Neufahrzeugen eine Kaufprämie in Höhe 

von 4.000 € für rein elektrisch angetriebene 

Fahrzeuge und in Höhe von 3.000 € für Plug-

In-Hybride – die jeweils zur Hälfte von der 

Bundesregierung und von der Industrie finan-

ziert wird – gewährt (siehe hierzu auch den 

Beitrag Nr. 2 der Juli-Ausgabe 2016). 
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Am 16.6.2016 bestätigte die Europäische 

Kommission, dass der Umweltbonus beihilfe-

rechtlich unbedenklich ist und ohne Ein-

schränkung umgesetzt werden kann. Nach 

Veröffentlichung der Förderrichtlinie im Bun-

desanzeiger können seit dem 2.7.2016 Anträge 

gestellt werden. 

 

Bitte beachten Sie: Die Anträge können aus-

schließlich elektronisch gestellt werden. Das 

Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrol-

le (BAFA) wird das Online-Portal für die An-

tragstellung rechtzeitig auf der Internetseite 

http://www.bafa.de freischalten. Vorher ge-

stellte oder per Post eingereichte Anträge wer-

den nicht bearbeitet. 

 

Die Förderung gilt rückwirkend für Kauf- oder 

Leasingverträge, die ab dem 18.5.2016 abge-

schlossen wurden und die Bedingungen der 

Förderrichtlinie erfüllen. 

 

3. Sofortabzug eines Disagios nur bei 

Marktüblichkeit 
 

Ein Disagio ist nur dann nicht sofort als Wer-

bungskosten abziehbar, wenn es sich nicht im 

Rahmen des am aktuellen Kreditmarkt Übli-

chen hält. Wird eine Disagiovereinbarung mit 

einer Geschäftsbank wie unter fremden Dritten 

geschlossen, indiziert dies die Marktüblich-

keit. 

 

In seiner Entscheidung vom 8.3.2016 legt der 

Bundesfinanzhof zum Abzug des Disagios als 

Werbungskosten fest: 

 

Ausgaben sind in dem Kalenderjahr anzuset-

zen, in dem sie geleistet worden sind. Werden 

Ausgaben für eine Nutzungsüberlassung von 

mehr als 5 Jahren im Voraus geleistet, sind sie 

insgesamt auf den Zeitraum gleichmäßig zu 

verteilen. Diese Regelung ist auf ein Disagio 

jedoch nicht anzuwenden, soweit es marktüb-

lich ist. Danach ist auch ein marktübliches 

Disagio, das für einen Kredit über eine Lauf-

zeit von mehr als 5 Jahren gezahlt wird, nicht 

auf die Laufzeit zu verteilen, sondern kann im 

Jahr der Leistung, d. h. des Abflusses, voll 

zum Abzug gebracht werden. 

 

Demgegenüber ist eine „Zinsvorauszahlung“ 

regelmäßig anzunehmen, wenn der Nominal-

zins ungewöhnlich niedrig und das Disagio 

entsprechend hoch bemessen ist. Danach 

rechtfertigt nur ein ungewöhnlicher Nominal-

zins die Versagung des Sofortabzugs des 

Disagios. 

  

Soweit das Bundesfinanzministerium aus Ver-

einfachungsgründen von der Marktüblichkeit 

ausgeht, wenn für ein Darlehen mit einem 

Zinsfestschreibungszeitraum von mindestens 5 

Jahren ein Disagio in Höhe von bis zu 5 % 

vereinbart worden ist, bedeutet dies eine Sach-

verhaltstypisierung, die die tatrichterliche 

Würdigung erleichtert. 

 

Handelt es sich jedoch um ein Disagio von 

mehr als 5 %, so trifft die genannte – auch von 

der Finanzverwaltung aus Vereinfachungs-

gründen als marktüblich angesehene – 5%ige  

Nichtbeanstandungsgrenze keine Aussage. 

 

4. Keine Berücksichtigung von Ne-

benräumen beim häuslichen Ar-

beitszimmer 
 

Bereits mit Beschluss vom 27.7.2015 hat der 

Große Senat des Bundesfinanzhofs entschie-

den, dass die Aufwendungen für ein häusliches 

Arbeitszimmer, das nicht nahezu ausschließ-

lich betrieblich oder beruflich genutzt wird 

(„gemischt genutztes Arbeitszimmer“), steuer-

lich nicht zu berücksichtigen sind. 

 

Nunmehr stellt der 10. Senat des Bundesfi-

nanzhofs (BFH) mit Urteil vom 17.2.2016 fest, 

dass Aufwendungen für Nebenräume (Küche, 

Bad und Flur), die in die häusliche Sphäre 

eingebunden sind und zu einem nicht unerheb-

lichen Teil privat genutzt werden, bei einem 

steuerrechtlich anzuerkennenden Arbeitszim-

mer nicht als Betriebsausgaben oder Wer-

bungskosten abgezogen werden können. 

 

Mit der vorliegenden Entscheidung knüpft der 

BFH an das Aufteilungsverbot auch für Ne-

benräume der häuslichen Sphäre an. Die Nut-

zungsvoraussetzungen sind individuell für 

jeden Raum und damit auch für Nebenräume 

zu prüfen. Eine zumindest nicht unerhebliche 

private Mitnutzung derartiger Räume ist daher 

abzugsschädlich. 

 

5. Betrieb einer Solaranlage kann El-

terngeld mindern 
 

Für die Ermittlung des Einkommens aus nicht 

selbstständiger Erwerbstätigkeit vor der Ge-
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burt sind nach dem Bundeselterngeldgesetz 

die 12 Kalendermonate vor dem Monat der 

Geburt des Kindes maßgeblich. Abweichend 

davon ist für die Ermittlung des Einkommens 

aus nicht selbstständiger Erwerbstätigkeit vor 

der Geburt der steuerliche Veranlagungs-

zeitraum maßgeblich, der den Gewinner-

mittlungszeiträumen zugrunde liegt, wenn 

die berechtigte Person in den Zeiträumen auch 

Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätig-

keit hatte. 

 

In einem vor dem Bundessozialgericht (BSG) 

entschiedenen Fall bezog eine Steuerpflichtige 

neben ihrem Gehalt aus einer abhängigen Be-

schäftigung auch Gewinneinkünfte aus dem 

Betrieb einer Solaranlage. Der Landkreis be-

rechnete deshalb das Elterngeld für ihr im 

August 2013 geborenes Kind auf der Grundla-

ge des letzten steuerlichen Veranlagungszeit-

raums, dem Jahr 2012. Die Einkünfte im Jahr 

2013 blieben damit außer Betracht. 

 

Das BSG bestätigte die Wahl dieses Bemes-

sungszeitraums mit Urteil vom 21.6.2016. Das 

Gesetz schreibt diesen Bemessungszeitraum 

bei sog. Mischeinkünften aus selbstständiger 

und abhängiger Beschäftigung zwingend vor. 

 

Anmerkung: Die damit in Einzelfällen ver-

bundenen Belastungen – bei der Steuerpflich-

tigen ein Verlust von immerhin mehreren Tau-

send Euro Elterngeld – sind nach Auffassung 

des BSG durch das gesetzgeberische Ziel der 

Verwaltungsvereinfachung gerechtfertigt. 

 

6. Unfallkosten als Werbungskosten 

trotz Entfernungspauschale 

 
Die Bundesregierung beantwortet die Frage, 

inwieweit aufgrund des eindeutigen Wortlauts 

im Gesetzestext und der ergangenen Recht-

sprechung mit der Entfernungspauschale sämt-

liche Aufwendungen, z. B. auch Unfallkosten, 

abgegolten sind, die einem Arbeitnehmer für 

die Wege zwischen Wohnung und Tätigkeits-

stätte entstehen, und inwieweit diesbezüglich 

zwischen gewöhnlichen und außergewöhnli-

chen Aufwendungen zu differenzieren ist, wie 

folgt: 

 

Mit der Entfernungspauschale sind sämtliche 

Aufwendungen des Arbeitnehmers für seine 

Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätig-

keitsstätte abgegolten. Eine Differenzierung 

zwischen gewöhnlichen und außergewöhnli-

chen Aufwendungen ist nach dem Wortlaut 

des Einkommensteuergesetzes nicht vorgese-

hen. 

 

Aus „Billigkeitsgründen“ wird es von der 

Verwaltung ausnahmsweise jedoch nicht be-

anstandet, wenn Aufwendungen für die Besei-

tigung eines Unfallschadens bei einem Ver-

kehrsunfall – neben der Entfernungspauschale 

– als Werbungskosten geltend gemacht wer-

den. Voraussetzung für diese Billigkeitsrege-

lung ist, dass der Verkehrsunfall sich auf einer 

Fahrt zwischen Wohnung und erster Tätig-

keitsstätte, auf einer Umwegfahrt zum Betan-

ken des Fahrzeugs oder zur Abholung der Mit-

fahrer einer Fahrgemeinschaft ereignet hat und 

nicht unter Alkoholeinfluss geschehen ist. 

 
7. Parkmöglichkeit für Hotelgäste ist 

mit dem Regelsteuersatz von 19 % 

zu versteuern 
 

Für die Vermietung von Wohn- und Schlaf-

räumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen 

Beherbergung von Fremden bereithält, sowie 

die kurzfristige Vermietung von Campingflä-

chen, ermäßigt sich die Umsatzsteuer auf 7 %. 

Das gilt nicht für Leistungen, die nicht unmit-

telbar der Vermietung dienen, auch wenn sie 

mit dem Entgelt für die Vermietung abgegol-

ten sind. 

 

Wird die Überlassung von Plätzen zum Abstel-

len von Fahrzeugen zwischen Gast und Hoteli-

er gesondert vereinbart, liegt keine begünstigte 

Beherbergungsleistung vor. Es kommt der 

Regelsteuersatz von 19 % zum Tragen. Ist die 

Überlassung von Plätzen zum Abstellen von 

Fahrzeugen jedoch nicht gesondert vereinbart, 

so war umstritten, ob diese unter die Steuer-

ermäßigung fällt oder nicht. 

 

Der BFH hatte in der Vergangenheit bereits 

entschieden, dass von einem Hotelier im Zu-

sammenhang mit der Beherbergung erbrachte 

Frühstücksleistungen Leistungen sind, die 

nicht unmittelbar der Vermietung dienen und 

deshalb von der Steuerermäßigung auszuneh-

men sind. Das Angebot eines Frühstücks stehe 

neben der reinen Vermietungs- bzw. Beher-

bergungsleistung. Hotelzimmer könnten auch 

ohne Frühstück bewohnt werden und würden 

in der Praxis auch ohne Frühstück angeboten 

und genutzt. 
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Zu dem gleichen Ergebnis kam der BFH in 

seiner Entscheidung vom 1.3.2016 für die 

Einräumung von Parkmöglichkeiten, auch 

dann, wenn hierfür kein gesondertes Entgelt 

berechnet wird. Die kalkulatorischen Kosten 

der Parkplätze müssen dementsprechend ge-

schätzt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, 

dass die Parkplätze nicht ausschließlich von 

Hotelgästen, sondern auch von Gästen des 

Restaurants oder des Sauna- und Wellnessbe-

reichs genutzt werden können. 

 

8. GmbH-Beteiligung an einer freibe-

ruflichen Personengesellschaft 
 

Eine Personengesellschaft übt nur dann eine 

„freiberufliche Tätigkeit“ und damit gewerbe-

steuerfreie Tätigkeit aus, wenn sämtliche Ge-

sellschafter die Merkmale eines freien Berufs 

erfüllen. 

 

Übt ein Gesellschafter keinen freien Beruf aus, 

so gilt die gesamte, mit Einkünfteerzielungs-

absicht unternommene Tätigkeit der Personen-

gesellschaft als Gewerbebetrieb – und unter-

fällt der Gewerbesteuerpflicht. 

 

Der Beteiligung eines Berufsfremden gleich-

gestellt ist nach einer Entscheidung des Fi-

nanzgerichts Hamburg (FG) vom 7.1.2016 die 

mitunternehmerische Beteiligung einer Kapi-

talgesellschaft, und zwar unabhängig von der 

Qualifikation der anderen Gesellschafter. 

 

Eine GmbH ist nach Auffassung des FG ein-

kommensteuer- und gewerbesteuerrechtlich 

bei der Qualifikation der Tätigkeit einer Per-

sonengesellschaft – im entschiedenen Fall 

einer KG – als „berufsfremde Person“ zu wer-

ten. Dies gilt unabhängig davon, ob die GmbH 

Komplementärin oder Kommanditistin bei der 

KG ist. 

 

Anmerkung: Das FG hat die Revision zum 

Bundesfinanzhof nicht zugelassen. Es wurde 

jedoch eine Nichtzulassungsbeschwerde einge-

legt, die dort unter dem Az. BFH: VIII B 16/16 

anhängig ist. 

 

9. Betrugsmasche beim Online-

Banking wegen vermeintlicher 

Steuererstattungen 

 

Betrüger nutzen eine neu entwickelte Form des 

Bankdatenbetrugs. Mithilfe eines Trojaners 

wird auf das Online-Konto zugegriffen und 

dieses manipuliert. Das Online-Konto zeigt bei 

den betroffenen Steuerpflichtigen eine Gut-

schrift mit Auftraggeber „Finanzamt“ an. 

Gleichzeitig wird hingewiesen, dass eine 

„Fehlüberweisung“ vorliegt. Das vermeintlich 

erstattete Geld wird bei einer Rücküberwei-

sung nicht an das Finanzamt, sondern auf das 

Konto der Kriminellen geleitet. 

 

Bitte beachten Sie: Es wird davor gewarnt, 

bei solchen Gutschriftbeträgen eine Rück-

überweisung zu tätigen. Bei bereits getätigten 

Überweisungen sollten Betroffene umgehend 

ihre Bank kontaktieren, um die Überweisung 

zu stoppen. Bei ungewöhnlichen Vorgängen 

wird empfohlen, sich mit dem zuständigen 

Finanzamt in Verbindung zu setzen und gege-

benenfalls die Polizei einzuschalten. 
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 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, 

Soli.-Zuschlag (mtl.) 

 

10.8.2016 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 

 
15.8.2016 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

29.8.2016 
 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 
    

 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

zzgl. 40 € Pauschale 
 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2016: Juni = 107,3; Mai = 107,2; April = 106,9; März = 107,3;  
Februar = 106,5; Januar = 106,1 

2015: Dezember = 107,0; November = 107,1; Oktober = 107,0;  
September = 107,0; August = 107,2; Juli = 107,2; Juni = 107,0;  
Mai = 107,1; April = 107,0; März 107,0; Februar = 106,5; Januar = 105,5 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

